Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 37. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Neuregelung der Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 


Preußens, S. 401. — Verordnung, betreffend Zuſtändigkeit des Amtsgerichts in Flensburg als 
Hinterlegungsſtelle zur Abwicklung von Hinterlegungen aus dem nordſchleswigſchen Abtretungs⸗ 
gebiete, S. 15 — Bekanntmachung, der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die 


Regierungsamtsblätler veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 416. 


(Nr. 11945.) Geſetz, betreffend die Neuregelung der Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche 
der älteren Provinzen Preußens. Vom 8. Juli 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


| Artikel 1. 

Die anliegenden Kirchengeſetze vom 19. Juni 1920: 

1. das kirchliche Gemeindewahlgeſetz, 

2. das Kirchengeſetz, betreffend eine außerordentliche Kirchenverſammlung > 
zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die evangeliſche Landes⸗ ns 
kirche der älteren Provinzen Preußens, 

3. das Kirchengeſetz, betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der 
evangeliſchen Landeskirche der älteren preußiſchen Provinzen, 

werden, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Haeniſch. am Zehnhoff. Severing. 


Geſeßſammlung 1920. (Nr. 11945—11946) 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. Auguſt 1920. 
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1. Kirchliches Gemeindewahlgeſetz. 
Vom 19. Juni 1920. 


Für die evangeliſche Landeskirche der älteren preußiſchen Provinzen wird 
unter Zuſtimmung der Generalſynode verordnet, was folgt. 


5 $1. 

(1) Die Mitglieder der kirchlichen Körperſchaften gehen vorbehaltlich der 
im § 25 für den Bereich der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kirchenordnung gegebenen 
Vorjehriften aus allgemeinen, unmittelbaren und geheimen Wahlen hervor. 

(2) Die Stellung der Geiſtlichen und das Recht des Patrons auf Eintritt 
in den Gemeindekirchenrat oder Ernennung eines Patronatsälteſten oder Ver⸗ 
treters bleiben unberührt. 

82. 


() Die Zahl der Alteſten (Presbyter) beträgt, ohne Einrechnung der dem 
Patron vorbehaltenen Stelle, mindeſtens vier. Im Rechtsgebiete der Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodalordnung verbleibt es bei der Höchſtzahl von 12 Alteſten 
mit der Maßgabe, daß in größeren Kirchengemeinden die vereinigten kirchlichen 
Körperſchaften mit Genehmigung der Kreisſynode eine Erhöhung auf 18 Alteſte 
beſchließen können. n Sa ey 

(2) In Kirchengemeinden von mehr als 200 Seelen wird eine Gemeinde 
vertretung gebildet. 5 „ 

6) Die Zahl der Gemeindevertreter (Repräſentanten) beträgt in Kirchen⸗ 
gemeinden f 

von mehr als 200 aber höchſtens 500 Seelen 
500 „ > 100 BL 
» » » 1000 „ 5 ; 
» » „ 20000 » 5 000 2 
» 
* 


12 
16 


» * » 5 000 » 
» » „ 10 000 „ 
» » 220 0 0 0 0000 „ 3 60. 
() Eine Herabſetzung der gegenwärtigen Mitgliederzahl auf Grund der 
vorſtehenden Beſtimmungen findet nicht ſtatt. RE: 
(6) Die Zahl der Alteſten (Presbyter) darf nicht größer fein als die der 
Gemeindevertreter (Repräſentanten). 


8 
() Die Feſtſetzung der Seelenzahl erfolgt gemäß den Vorſchriften der 
Wahlordnung (§ 23) nach Anhörung des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) 
durch den Kreisſynodalvorſtand. Dieſer entſcheidet auch über Veränderungen der 
Mitgliederzahlen der kirchlichen Körperſchaften bei Vermehrung oder Verminderung 
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der Seelenzahl, über die damit zuſammenhängenden Fragen der Zuwahl oder 
des Austritts, der Verlängerung oder Verkürzung der Amtsdauer einzelner Mit 
glieder und über das dabei anzuwendende Wahlverfahren. 

(2) Die kirchliche Aufſichtsbehörde iſt befugt, allgemein oder in beſonderen 
Einzelfällen Neufeſtſtellungen der Scelenzahl durch den Kreisſynodalvorſtand an⸗ 
zuordnen. f 5 Sn 2.7 

94. 


() Wahlberechtigt ſind alle männlichen und weiblichen Mitglieder der Kirchen⸗ 
gemeinde, die am Wahltage mindeſtens 24 Jahre alt ſind, zu kirchlichen Gemeinde⸗ 
laſten, ſoweit ſie dazu verpflichtet ſind, beitragen und wenigſtens drei Monate in 
derſelben Kirchengemeinde oder demſelben Parochialverbande (Stadtſynodalverbande) 
oder, falls mehrere Gemeinden am Orte ſind, an dieſem Orte wohnen. 

(2) Der Patron iſt wahlberechtigt, auch wenn er nicht am Orte der Kirchen⸗ 
gemeinde wohnt. 

§ 5. 


Ausgeſchloſſen vom Wahlrecht iſt: | 

1. wer entmündigt ift oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht; 

2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte 
ermangelt / 

3. wer durch Verachtung des göttlichen Wortes oder unehrbaren Lebens⸗ 
wandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung geſühntes 
Argernis gegeben hat / 

4. wer wegen Verletzung beſonderer kirchlicher Pflichten nach Vorſchrift 
eines Kirchengeſetzes des Wahlrechts für verluſtig erklärt worden iſt. 


() Wählbar in die Gemeindevertretung ſind alle Wahlberechtigten, in den 
Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) nur die, die am Wahltage das 30. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben. 

(2) Ehegatten, Eltern und Kinder, Großeltern und Enkel dürfen nicht gleich⸗ 
zeitig dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium) angehören. Wenn ſolche gleichzeitig 
gewählt ſind, ſo ſcheidet der jüngere von ihnen aus. 

(3) Die Wahl iſt auf Perſonen zu richten, die durch Betätigung ihrer 
Kirchenmitgliedſchaft, insbeſondere durch Teilnahme an der kirchlichen Gemeinde⸗ 
arbeit, das Vertrauen der Wähler in ihre kirchliche Einſicht und Erfahrung ge⸗ 
wonnen haben. g 

97. 
(1) Für jede Kirchengemeinde wird eine Wählerliſte angelegt, zu der ſich 
die Wähler perſönlich, ſei es mündlich oder ſchriftlich, nach näherer Beſtimmung 
der Wahlordnung anzumelden haben. Mit der Anmeldung iſt die Erklärung des 
Wählers, ob er konfirmiert ſei, und die Verſicherung zu verbinden, daß er gewillt 
8 63* 


2 AB 


fei, fein Wahlrecht im Sinne und Geiſte der evangeliſchen Kirche zu ihrem Wohle 
auszuüben. Im Geltungsgebiete der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kirchenordnung bleibt 
das Herkommen allgemeiner Gemeindeliſten unberührt. Die Wählerliſten ſind 
ſpäteſtens 6 Wochen vor dem Wahltag auf die Dauer von 2 Wochen zu jeder⸗ 
manns Einſicht auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung ſind im Hauptgottes⸗ 
dienſte von der Kanzel bekannt zu machen mit dem Hinweis, daß nach Ablauf 
der Auslegungsfriſt Einſprüche gegen die Liſte nicht mehr angebracht werden können. 
(2) Nach dem Ermeſſen des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) kann die 
Bekanntmachung auch noch in anderen, den örtlichen Verhältniſſen entſprechenden 
Formen erfolgen. N 2 
) Über Einſprüche gegen die Wählerliſte entſcheidet der Gemeindekirchen⸗ 
rat (das Presbyterium); gegen ſeinen Beſcheid iſt binnen einer Woche die Be⸗ 
ſchwerde an den Kreisſynodalvorſtand zuläſſig. Durch Einlegung der Beſchwerde 
wird die Wahl nicht aufgehalten. 


88. ' 

(ö) Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) ift befugt, die Gemeinde in 
mehrere Stimmbezirke zu zerlegen. 4 ; 

e) Wahlvorſteher in jeder Kirchengemeinde iſt der Vorſitzende des Gemeinde, 
kirchenrats (Presbyteriums); bei mehreren Stimmbezirken werden die übrigen 
Wahlvorſteher von dem Gemeindekirchenrate (Presbyterium) gewählt. Dieſem ſteht 
auch die Wahl von drei bis ſechs Beiſitzern und einem Schriftführer für jeden 
Stimmbezirk zu, die aus den Wahlberechtigten dieſes Stimmbezirkes zu entnehmen 
ſind. Wahlvorſteher, Beiſitzer und Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. 

(3) Der Wahlvorſtand faßt feine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit, bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Wahlvorſtehers den Ausſchlag. 


32.08 $9. i 

(1) Das Wahlrecht kann nur in der Kirchengemeinde oder in dem Stimm⸗ 
bezirk ausgeübt werden, in deſſen Wählerliſte der Wahlberechtigte eingetragen iſt. 

(e) Ein Wahlberechtigter, der erſt nach Ablauf der Anmeldefriſt für die 
Wählerliſte aus einer anderen Kirchengemeinde zugezogen iſt, darf in der neuen 
Gemeinde wählen, wenn er durch eine Beſcheinigung des Gemeindekirchenrats 
(Presbyteriums) der bisherigen Gemeinde nachweiſt, daß er in deren Wählerliſte 
einſpruchslos eingetragen iſt. 

8 910. 

Die Wahl erfolgt nach den Grundſätzen der Verhältniswahl, wenn mindeſtens 
ein gültiger Wahlvorſchlag rechtzeitig ($ 11) eingeht, im anderen Falle nach den 
bisherigen Vorſchriften, ſoweit ſich nicht aus den ſonſtigen Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes ein anderes ergibt. 
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$1l, | 

() Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am 21. Tage vor dem Wahltage 
beim Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) einzureichen. Wird 
erſt in den letzten drei Tagen vor Ablauf der Einreichungsfriſt ein Wahlvorſchlag 
eingereicht, ſo können noch während weiterer ſieben Tage andere Wahlvorſchläge 
eingereicht werden. Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 20, in Kirchen⸗ 
gemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens 5 wahlberechtigten Mitgliedern 
dieſer Kirchengemeinde unterzeichnet ſein. f 
(2) Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt eine Erklärung über feine Zu- 
ſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag anzuſchließen. 

(3) Ein Bewerber darf nicht in mehreren Wahlvorſchlägen benannt werden. 
Erklärt ſich ein auf mehreren Wahlvorſchlägen Benannter auf Aufforderung 
innerhalb der ihm geſetzten Friſt nicht für einen beſtimmten Wahlvorſchlag, ſo 
iſt er auf allen Wahlvorſchlägen zu ſtreichen. 


$ 12. 

0 Die Prüfung der Wahlvorſchläge liegt dem Gemeindekirchenrate (Pres- 
byterium) ob. In größeren Kirchengemeinden kann auf Beſchluß des Gemeinde⸗ 
kirchenrats (Presbyteriums) für dieſen Zweck ein Wahlausſchuß gebildet werden, 
der aus dem Vorſitzenden des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums) als Vorſitzendem 
und vier gewählten Beiſitzern beſteht. Auf ſeine Beſchlüſſe findet § 8 Abf. 3 
ſinngemäß Anwendung. 

(2) Nach der öffentlichen Bekanntgabe der zugelaſſenen Wahloorſchläge können 
dieſe nicht mehr zurückgenommen werden. 


0 
() Den Wahltag beſtimmt für jede Kirchengemeinde der Gemeindekirchen— 


rat (das Presbyterium). 


(2) Erſtmalig finden die Wahlen an einem von drei ge ener 
Tagen ſtatt, unter denen ſich ein Sonntag befinden muß. Dieſe Tage beſtimmt 
der Evangeliſche Oberkirchenrat. In den §g§ 7 Abſ. 1 und 11 Abſ. 1 iſt bei 
der erſtmaligen Wahl unter dem Wahltage der erſte dieſer drei Tage zu verſtehen. 


| 8 4. 
Die Wahlhandlung und die Ermittelung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich. 


915. 
Die Stimmzettel find außerhalb des Wahlraums mit den Namen der Be⸗ 
werber, denen der Wähler feine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege 
der Vervielfältigung zu verſehen. 


= m 


9816. Ko 
Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder 
vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. 
N 17. 
(1) Die Namen der zu Wählenden müſſen den öffentlich bekanntgegebenen 


Wahlvorſchlägen entnommen werden. Derſelbe Name darf auf dem Stimmzettel 


nur einmal aufgeführt werden. 


e) Ein Stimmzettel iſt nicht deshalb ungültig weil er nicht ſo viel Namen 
enthält, als Sitze zu vergeben find. Enthält er mehr Namen, ſo werden die 


überzähligen am Schluſſe geſtrichen. 
§ 18. 

(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet zunächſt der Wahlvorſtand. 

(2) Die ungültigen Stimmzettel find dem Wahlprotokolle beizufügen, die 
gültigen verwahrt der Wahlvorſteher ſo lange verſiegelt, bis die Gültigkeit der 
Wahl feſtſteht. FR J 
$.19. 

() Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes iſt vom Gemeindekirchenrate (Pres⸗ 
byterium) feſtzuſtellen, wieviel Stimmen auf jeden einzelnen Bewerber und wieviel 
auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallen. 1 


() Auf die Wahlvorſchläge werden die Sitze nach dem Verhältniſſe der für 2 


fie. ermittelten Stimmen verteilt. Das Nähere regelt die Wahlordnung. 


6) Für die Verteilung der einem Wahlvorſchlage zugeteilten Sitze unter 


die einzelnen Bewerber iſt die auf jeden Bewerber entfallende Stimmenzahl ent⸗ 
ſcheidend. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. se 


8 20. 


(1) Wenn ein gemäß § 10 Satz 1 Gewählter innerhalb eines Jahres feit 


dem Wahltag ausſcheidet, ſo tritt an feine Stelle ohne Erſatzwahl der Bewerher, 
der demſelben Wahlvorſchlag angehört und nach dem Grundſatze des § 19 Abf. 3 
hinter dem Ausſcheidenden an erſter Stelle berufen iſ. N a 
() Falls ein ſolcher Bewerber nicht vorhanden iſt oder in anderen Fällen 
des Ausſcheidens eines Gewählten wird für die Wahlzeit des Ausgeſchiedenen von 
den vereinigten kirchlichen Körperſchaften (der größeren Gemeindevertretung) nach 
Stimmenmehrheit aus dem Kreiſe der Wählbaren ein neues Mitglied gewählt. 


8 21. | 

() Auf die Wahlen, die nicht nach den Grundſätzen der Verhältniswahl 
erfolgen, finden die Vorfehriften der §9,11, 12, 17, 19 und 20 Abſ. 1 keine 
Anwendung. E 
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(2) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über das Einſpruchsverfahren und die 
Einführung der Gewählten gelten auch in den Fällen des § 10 Satz 2 und des § 20. 


§ 22. 

(1) Einſprüche gegen die Wahlen können von jedem wahlberechtigten Ge⸗ 
meindemitgliede binnen drei Wochen ſeit Vollziehung der Wahl erhoben werden. 
Über fie entſcheidet der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium), gegen deſſen Ent- 
ſcheidung iſt binnen zwei Wochen ſeit Zuſtellung Beſchwerde an den Kreisfynodal- 
vorſtand zuläſſig. 

(2) In dieſem Verfahren dürfen Einwendungen, die gemäß § 7 Abſ. 3 hätten 
geltend gemacht werden können, nicht erhoben werden. 


923. 
Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine 
beſondere Wahlordnung näher geregelt, die der Evangeliſche Oberkirchenrat in 
Gemeinſchaft mit dem Generalſynodalvorſtand erläßt. 


§ 24. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt und Erledigung von Einſprüchen ſind die 
Gewählten im Hauptgottesdienſt einzuführen. Mit der Einführung treten ſie an 
die Stelle der bisher im Amte befindlichen Alteſten (Presbyter) und Gemeinde⸗ 
vertreter (Repräſentanten). 


§ 25. 

Im Gebiete der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kirchenordnung bilden in Kirchen⸗ 
gemeinden mit über 200 Seelen die neugewählten Repräſentanten mit dem bis⸗ 
herigen Presbyterium die größere Gemeindevertretung, die unverzüglich die Pres- 
byter neu zu wählen hat. Auf die Wahl dieſer Presbyter finden die vorſtehenden 
Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens 
5 Mitgliedern, in Kirchengemeinden unter 1000 Seelen von mindeſtens 3 Mit⸗ 
gliedern der größeren Gemeindevertretung unterzeichnet fein, 


8 26. 

Die Vorſchriften der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873, der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kirchenordnung vom 5. März 1835 
und der Kirchengemeindeordnung für die evangeliſchen Gemeinden in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen vom 1. März 1897 nebſt den dazu erlaſſenen Abänderungs⸗ 
geſetzen werden, ſoweit fie dieſem Geſetz entgegenſtehen, aufgehoben. Anborührt 
bleibt die Verfaſſung der im § 48 der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
genannten Gemeinden. a i 
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Die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes in dieſen 
Provinzen erfolgt, ſobald es von den beiden Provinzialſynoden dieſer Provinzen 
oder einer von ihnen angenommen iſt, durch Anordnung des Evangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrats in Gemeinſchaft mit dem Generalſynodalvorſtande. 7 455 

| 928. | | 

Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Kirchengeſetze, betreffend eine außer⸗ 
ordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung für die 
evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen Preußens, in Kraft. 

Berlin, den 19. Juni 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesberrlichen Kirchen⸗ 
regiments beauftragten Staatsminiſter. 
Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


Der Präſident des Evangeliſchen Oberkirchenrats. 
Moeller. 


2. Kirchengeſetz, 
betreffend eine außerordentliche Kirchenverſammlung zur Feſtſtellung der 
künftigen Verfaſſung für die evangeliſche Landeskirche der älteren 
Provinzen Preußens. 
ü Vom 19. Juni 1920. 
Für die evangeliſche Landeskirche der älteren preußiſchen Provinzen wird 
unter Zuſtimmung der Generalſynode verordnet, was folgt. 


81. 

Die künftige Verfaſſung der evangeliſchen Kirche der älteren preußiſchen 
Provinzen wird von einer nach dieſem Geſetze zu bildenden Kirchenverſammlung 
feſtgeſtellt und erlaſſen. 

82. 


Die Kirchenverſammlung beſteht aus: 
1. 193 von den Kirchengemeinden zu wählenden Mitgliedern; 
2. den Generalſuperintendenten und den Präſiden der Provinzialſynoden; 
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3. je einem Mitgliede der evangeliſch⸗theologiſchen Safuftäten an den 
Univerſitäten der älteren Provinzen, das von jeder Fakultät aus ihrer 
Mitte gewählt wird. 

N 


(1) Die nach § 2 Ziffer 1 zu Wählenden werden von den Mitgliedern der 
vereinigten kirchlichen Körperſchaften oder größeren Gemeindevertretungen der 
Kirchengemeinden in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt. 

(2) In Kirchengemeinden, die für ihre eigenen Angelegenheiten beſondere 
Gemeindevertreter (Repräſentanten) nicht zu wählen haben, erfolgt die Wahl 
lediglich durch die Mitglieder des Gemeindekirchenrats (Presbyteriums). 


SA 
(1) Von den nach § 2 Ziffer 1 zu wählenden Mitgliedern werden 192 nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt und auf die neun Kirchenprovinzen 
wie folgt verteilt: 


Oſtpreußen 18 
Weſtpreußen ere at 9 
Brandenburg e 51 
Pommrenn 18 
Poſenĩ 9 
Schlesien, 21 
Sachen 27 
Weſtlß 18 
Rheinprovinz 21 

192. 


e) Sie find aus Mitgliedern der Landeskirche ohne Unterſchied des Ge⸗ 
ſchlechts zu wählen, davon ein Dritteil, jedoch nicht mehr, aus Geiſtlichen, und 
zwar nur aus Geiſtlichen der Landeskirche, die in der Kirchenprovinz wohnen. 

(3) Das letzte zu wählende Mitglied wird aus den innerhalb der Hohen⸗ 
zollernſchen Lande wohnenden Mitgliedern der Landeskirche gewählt. 

(y) Alle Gewählten müſſen am Tage der Wahl das 30. Lebensjahr zu⸗ 
rückgelegt haben. 

(5) Die Wahl iſt auf Perſonen von bewährtem chriſtlichen Sinne, kirchlicher 
Einſicht und Erfahrung zu richten. ua 

() Jede Kirchenprovinz bildet einen Wahlkreis. 

(2) Wahlkommiſſar des Wahlkreiſes iſt der Präſident des Konſiſtoriums. 


6.6 
() Beim Wahlkommiſſar ſind ſpäteſtens am 21. Tage vor dem erſten der 
drei Wahltage (§ 19) Wahlvorſchläge einzureichen. Jeder Wahlvorſchlag muß 
Geſetzſammlung 1920. (Nr. 1194511946.) 64 


— 40 — 


für jede der beiden im § 4 Abf. 2 genannten Gruppen gültige Benennungen in 
dem für die Gruppen vorgeſchriebenen Zahlenverhältnis enthalten. Die Wahl⸗ 
vorſchläge müſſen von mindeſtens 20 Mitgliedern der kirchlichen Gemeindekörper⸗ 
ſchaften im Wahlkreis unterzeichnet ſein. 

(2) Von jedem vorgeſchlagenen Bewerber iſt eine Erklärung über ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag einzureichen. : 

(3) In demſelben Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen 
werden. Erklärt ſich ein auf mehreren Wahlvorſchlägen Benannter auf Auf⸗ 
forderung innerhalb der ihm geſetzten Friſt nicht für einen beſtimmten Wahl! 
vorſchlag, ſo iſt er auf allen Wahlvorſchlägen zu ſtreichen. 


8 

() Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die 
Verbindung muß von den Unterzeichnern der betreffenden Wahlvorſchläge oder 
ihren Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am 14. Tage vor dem erſten 
der drei Wahltage ($ 19) beim Wahlkommiſſar ſchriftlich erklärt werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen 
werden. 

(3) Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen Wahlvorſchlägen 
gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 


§8. 

(1) Zur Prüfung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung wird für 
jeden Wahlkreis ein Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Wahlkommiſſar als 
Vorſitzendem und vier Beiſitzern beſteht. ö 

e) Der Wahlausſchuß faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

(6) Nach der öffentlichen Bekanntgabe der zugelaſſenen Wahlvorſchläge 
können dieſe nicht mehr zurückgenommen, auch kann ihre Verbindung dann nicht 
mehr aufgehoben werden. 

ge. 

Jede Kirchengemeinde bildet einen Stimmbezirk. Sind mehrere Kirchen⸗ 
gemeinden unter einem gemeinſchaftlichen Pfarramte derart verbunden, daß ihre 
kirchlichen Organe in den gemeinſamen Angelegenheiten der Geſamtparochie zu 
einer gemeinſamen Körperſchaft zuſammentreten, ſo bilden ſie zuſammen einen 
Stimmbezirk. d 

810. 

(%) Auf jedes Mitglied der kirchlichen Körperſchaften entfällt eine Stimme. 

(2) In Kirchengemeinden von mehr als 2000 Seelen erhalten die Mit 
glieder der kirchlichen Körperſchaften Zuſatzſtimmen, und zwar jedes Mitglied in 


A 


den Kirchengemeinden | 
von mehr a 5 000, 1955 bogen 5.000 en 1 Zuſatzſtimme 
RES REEL IP 10 000 2 Zuſatzſtimmen 
» » » 10000 » » 20000.» 3 90 
JF » 30.0009 = 4 een 
» » » 30 000 * N * 40 000 i * 5 „ 


» » » 40 000 „* » 60000 „ 7 » 
5 9 » 60000 „ » 80 000 » 10 „ 
„5 „ „» 80.000 e » 
» „ » 100 000 Serhat e IHSNAHR ER DA » 


Die Feſtſetzung der Seelenzahl erfolgt gemäß § 3 des Gemeindewa hlgeſetes 


Fil 

(i) Die Wahl erfolgt unter Leitung des Vorſitzenden des Gemeindekirchen⸗ 
rats (Presbyteriums) als Wahlvorſteher in einer Sitzung der kirehlichen Körper 
ſchaften. Der Wahlvorſteher ernennt zwei bis vier Mitglieder zu Beiſitzern und 
einen Schriftführer. 1 Beiſitzer und „„ bilden den 
e 

) Auf die Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes findet 9 80 Abſ. 2 fi igen 
g een 
812. 

(1) Die Stimmzettel find mit den Namen der Bewerber Nnen der Wähler 
ſeine Stimme geben will, handſchriftlich oder im Wege der Berpielfältigung zu 
verſehen. 

(2) Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur einem einzigen 
der öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorſchläge entnommen ſein. b 


| ae | 
Gewählt wird mit verdeckten Stimmzetteln. Abweſende können ſich weder 
vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. ü 


914. 

(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorbehaltlich der Nach» 
prüfung im Wahlprüfungsverfahren der Wahlvorſtand. 

(2) Die ungültigen Stimmzettel find dem Wahlprotokoll beizufügen, die 
gültigen verwahrt der Wahlvorſteher ſo lange verſiegelt, bis die Gültigkeit der 
Wahl feſtſteht. 

Gi 

Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes wird die Verhandlungsniederſchrift 
r die Wahlhandlung nebſt den zur Prüfung des Verfahrens erforderlichen 
Unterlagen vom Wahlvorſteher dem elle überſandt. Der Wahl⸗ 
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ausſchuß ſtellt feſt, wieviel gültige Stimmen abgegeben und wieviel hiervon auf 
jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich 
entfallen ſind. i 

$ 16. 

(1) Die Verteilung der als gewählt geltenden Mitglieder auf die einzelnen 
Wahlvorſchläge erfolgt nach dem Verhältniſſe der ihnen nach § 15 zuſtehenden 
Stimmen. Die Berechnungsweiſe wird in der Wahlordnung geregelt. 

(2) Für die Verteilung unter die einzelnen Bewerber der Gruppen iſt die 
Reihenfolge der Benennungen in den einzelnen Gruppen der Wahlvorſchläge 
maßgebend. 

8 17. 

(1) Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder nachträglich aus der Kirchen⸗ 
verſammlung ausſcheidet, ſo tritt an ſeine Stelle ohne Erſatzwahl der Bewerber, 
der derſelben Gruppe des Wahlvorſchlags oder, wenn dieſe erſchöpft iſt, der 
entſprechenden Gruppe eines verbundenen Wahlvorſchlags angehört und nach dem 
Grundſatze des § 16 Abf. 2 hinter dem Ausſcheidenden an erſter Stelle berufen iſt. 

(%) Iſt ein ſolcher Bewerber nicht vorhanden, jo bleibt die Stelle unbeſetzt. 


§ 18. 2 
Für die Wahl des nach § 4 Abf. 3 zu wählenden Mitglieds gilt der 
Präſident des Konſiſtoriums der Rheinprovinz als Wahlkommiſſar. Auf die 
Wahl finden die §§ 6, 7, 8, 12 Abſ. 2, 15 Satz 2, 16 und 17 keine Anwendung. 
Gewählt iſt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. Das Nähere 
regelt die Wahlordnung. 
: 5 68.19. ö 
Die Wahlen zur Kirchenverſammlung finden tunlichſt bald nach den Neu⸗ 
wahlen der kirchlichen Gemeindekörperſchaften an einem von drei aufeinander⸗ 
folgenden Tagen ſtatt, unter denen ſich ein Sonntag befinden muß. Dieſe Tage 


beſtimmt der Evangeliſche Oberkirchenrat, den Wahltag für jeden Stimmbezirk 
der Gemeindekirchenrat (Presbyterium). 8 


5 9820. 

Das Wahlverfahren wird auf der Grundlage dieſes Geſetzes durch eine 
beſondere Wahlordnung näher geregelt, die der Evangeliſche Oberkirchenrat in 
Gemeinſchaft mit dem Generalſynodalvorſtand erläßt. fi 


| g21. E 

Die Koften für die Vordrucke zu den Wahlprotokollen und für die Er⸗ 
mittelung des Wahlergebniſſes werden aus Mitteln der Landeskirche, alle übrigen 
Koſten des Wahlverfahrens von den Kirchengemeinden beſtritten. 17 50 
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. 9 22. | | 

) In Kirchengemeinden, auf welche die allgemeinen kirchlichen Gemeinde» 
wahlordnungen keine Anwendung finden, treten an Stelle des Gemeindekirchen⸗ 
rats (Presbyteriums) und der Gemeindevertreter (Repräſentanten) die entſprechenden 
bisherigen Organe dieſer Gemeinden. Iſt in einer ſolchen Gemeinde eine ſtändige 
größere Gemeindevertretung mit geſchloſſener Mitgliederzahl nicht vorhanden, fo 
erfolgt die Wahl nur durch die Mitglieder der dem Gemeindekirchenrate (Presby⸗ 
terium) entſprechenden Körperſchaft. f 

(e) Militär- und Anſtaltsgemeinden nehmen an der Wahl nicht teil. 


e § 23. 

Soweit infolge des Ausſcheidens von Teilen der Landeskirche aus dem 
preußiſchen Staatsgebiet Anderungen in der Abgrenzung der Kirchenprovinzen 
und Wahlkreiſe (§ 4 und 5) notwendig werden, iſt der Evangeliſche Oberkirchen⸗ 
rat unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes ermächtigt, die Beſtimmungen 
zu treffen, die zu einer entſprechend veränderten Durchführung der Grundſätze 
dieſes Geſetzes erforderlich ſind. Insbeſondere iſt er auch ermächtigt, die Zahl 
der Abgeordneten, welche auf die von der Veränderung betroffenen Kirchen⸗ 
provinzen nach § 4 Abſ. 1 entfällt, anderweit verhältnismäßig zu verteilen. 
Dabei ſind jedem Wahlkreiſe mindeſtens ſechs Abgeordnete zuzuweiſen; ſoweit 
hierzu nötig, kann die im § 4 Abſ. 1 feſtgeſetzte Geſamtzahl der Abgeordneten 
erhöht werden. 255 i 
5 5 § 24. i Ad 

Die außerordentliche Kirchenverſammlung (§ 1) wird binnen drei Monaten 
nach dem letzten Wahltage (F 19) durch den Evangeliſchen Oberkirchenrat in 
Gemeinſchaft mit dem Generalſynodalvorſtand einberufen. 5 

§ 25. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 19. Juni 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen 
Kirchenregiments beauftragten Staatsminiſter. 
Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


Der Präſident des Evangeliſchen Oberkircheurats. 
Moeller. 
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3. Kirchengeſetz, 
betreffend die Ausübung des Kirchenregiments in der evangeliſchen 
Landeskirche der älteren preußiſchen Provinzen. 


5 Vom 19. Juni 1920. 


Für die evangeliſche Landeskirche der älteren preußiſchen Provinzen wird 
unter Zuſtimmung der Generalſynode verordnet, was folgt: 


. 

Die Rechte des Königs als Trägers des landesherrlichen Kirchenregiments 
werden von dem Zuſammentritte der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung an 
bis zum Inkrafttreten der von dieſer Verſammlung zu erlaſſenden Verfaſſung 
von einem Evangeliſchen Landeskirchenausſehuß ausgeübt, der aus dem Evange⸗ 
liſchen Oberkirchenrat und dem Generalſynodalvorſtande beſteht. Auf die Ver⸗ 
handlungen des Evangelischen Landeskirchenausſchuſſes findet der § 36 der General 
ſynodalordnung finngemäß Anwendung. 


2. 

(1) Zur Wahrnehmung der laufenden Geſchäfte kann von dem Evangeliſchen 
Landeskirchenausſchuß ein engerer Ausſchuß berufen werden. Dieſer beſteht aus 
dem Präſidenten des Evangeliſchen Oberkirchenrats oder ſeinem Vertreter als 
Vorſitzendem, dem Vorſitzenden des Generalſynodalvorſtandes oder ſeinem Vertreter 
und je zwei von dem Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſe zu wählenden Mit 
gliedern des Evangeliſchen Oberkirchenrats und des Generalſynodalvorſtandes. 
Für dieſe ſind auch je zwei Stellvertreter zu wählen. 

(2) Zur Beſchlußfähigkeit dieſes Ausſchuſſes iſt die Anweſenheit von mindeſtens 
vier Mitgliedern oder deren Stellvertretern erforderlich, unter denen ſich der 
Vorſitzende des engeren Ausſchuſſes und mindeſtens zwei Mitglieder des General- 
ſynodalvorſtandes befinden müſſen. Im übrigen wird der Geſchäftsgang, ins 
beſondere auch die Zuläſſigkeit ſchriftlicher Abſtimmung, von dem Ausſchuſſe ſelbſt 
geregelt. 


83. 

(1) Bei der verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung wird der Evangeliſche 
Landeskirchenausſchuß durch ſeinen Vorſitzenden vertreten. Dieſer ſowie der Vor⸗ 
ſitzende des Generalſynodalvorſtandes find befugt, jederzeit das Wort zu ergreifen 
und Anträge zu ſtellen. 

e) Der Vorſitzende des Evangeliſchen Landeskirchenausſchuſſes kann mit 
ſeiner Unterſtützung und vorübergehenden Vertretung Mitglieder des Evangeliſchen 
Landeskirchenausſchuſſes betrauen. 


En 


§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt nach Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz zugleich mit 
dieſem in Kraft. 


Berlin, den 19. Juni 1920. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments beauftragten Staatsminiſter. 
Fiſchbeck. Oeſer. Severing. 


Der Präſident des Evangeliſchen Oberkirchenrats. 
Moeller. 


(Nr. 11946.) Verordnung, betreffend Zuſtändigkeit des Amtsgerichts in Flensburg als Hinter⸗ 
legungsſtelle zur Abwicklung von Hinterlegungen aus dem nordſchleswigſchen 
Abtretungsgebiete. Vom II. Auguſt 1920. 


Au Grund des Artikel 2 Abſ. 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Er 
mächtigung des Juſtizminiſters und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 
anläßlich der Beſezung von Landesteilen und der Ausführung des Friedensvertrags 
SIEHT. = 115) wird folgendes beſtimmt: 


ST 
Hinterlegungsſtelle im Sinne des § 2 Abſ. 1 der Hinterlegungsordnung 
vom 21. April 1913 (Geſetzſamml. S. 225) zur Abwicklung der bei den Hinter⸗ 
legungsſtellen des nordſchleswigſchen Abtretungsgebiets erfolgten Hinterlegungen 
iſt das Amtsgericht in . 
92. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
1 den 11. Auguſt 1920. 


Der Suftiyminiter. 
am Zehnhoff. 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: a 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 17. Juni 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗ 

Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., für die Anlage einer Doppel⸗ 

feeileitung vom Schalthaus im Kraftwerke Zſchornewitz bis zur anhaltiſchen 

Grenze, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 31 S. 221, 

ausgegeben am 31. Juli 1920; 

der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 24. Juni 1920, betreffend 

die Genehmigung der von der 44. Generalverſammlung der Mitglieder 

der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft unterm 14. Januar 1920 be⸗ 
ſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaft, durch das Amtsblakt 

der Regierung in Schleswig Nr. 31 S. 250, ausgegeben am 17. Juli 1920; 

3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 30. Juli 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunkohlenwerke und 
Brikettfabrik Grube Elfriede in Gohra bei Finſterwalde im Kreiſe Luckau 
für die Erweiterung des Tagebaues der Grube Elfriede, durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 29 S. 189, ausgegeben am 
24. Juli 1920; 

4. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 3. Juli 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunkohlengeſellſchaft 
m. b. H. Guſtav Haſſe in Roßbach bei Weißenfels a. S. für die Erweite⸗ 
rung des Betriebs der ihr gehörigen Braunkohlengrube Guſtav bei Roßbach 
und Nahlendorf, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 
Nr. 31 S. 222, ausgegeben am 31. Juli 1920; 

5. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 6. Juli 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Kottbus für den Bau 
zweier Stromzuführungsleitungen von den Niederlauſitzer Kraftwerken bei 
Trattendorf im Kreiſe Spremberg nach dem ſtädtiſchen Elektrizitätswerk 
in Kottbus, durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. 
Nr. 28, S. 186, ausgegeben am 17. Juli 1920; 

6. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. Juli 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Köln für den Erwerb 
der im Anfchluß an den werftmäßigen Ausbau des linken Rheinufers 
bei Köln zwiſchen Niehl und Merkenich zur Benutzung als Induſtrie⸗ 
gelände erforderlichen Grundflächen, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Köln Nr. 31 S. 304, ausgegeben am 31. Juli 1920. 


m 
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